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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Geſetz über die Aufhebung des Frankfurter Geſetzes vom 17. November 1846, die Breite der Rad⸗ 
felgen des Laſtfuhrwerks betreffend, S. 281. — Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte in Folge 
von Betriebsunfällen, S. 282. — Geſeßtz, betreffend die Kantongefängniſſe in der Rheinprovinz, 


S. 287. 


(Nr. 9217.) Geſetz über die Aufhebung des Frankfurter Geſetzes vom 17. November 1846, 
die Breite der Radfelgen des Laſtfuhrwerks betreffend. Vom 27. Mai 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Artikel. 


Das Frankfurter Geſetz vom 17. November 1846, die Breite der Radfelgen 
des Laſtfuhrwerks betreffend (Geſetz- und Statuten-Sammlung der Freien Stadt 
Frankfurt Band VIII S. 182/183), wird aufgehoben. - 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Mai 1887. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friebberg. 
v. Boetticher v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


Gef. Samml. 1887. (Nr. 9217-9218.) 48 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Juli 1887. 
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(Nr. 9218.) Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte in Folge von Betriebsunfällen. 
Vom 18. Juni 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Umfang derſelben, was folgt: 


§. 1. 


Unmittelbare Staatsbeamte, welche in reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung 
unterliegenden Betrieben beſchäftigt ſind, erhalten, wenn ſie in Folge eines im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfalls dauernd dienſtunfähig werden, als Penſion 
ſechsundſechszigzweidrittel Prozent ihres jährlichen Dienſteinkommens, ſoweit ihnen 
nicht nach anderweiter geſetzlicher Vorſchrift ein höherer Betrag zuſteht. 

Perſonen der vorbezeichneten Art erhalten, wenn ſie in Folge eines im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfalls nicht dauernd dienſtunfähig geworden, aber in 
ihrer Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt worden ſind, bei ihrer Entlaſſung aus dem 
Dienſte als Penſion: 

1) im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben den im 

erſten Abſatze bezeichneten Betrag / 

2) im Falle theilweiſer Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben einen 
Bruchtheil der vorſtehend bezeichneten Penſion, welcher nach dem Maße 
der verbliebenen Erwerbsfähigkeit zu bemeſſen iſt. 

Steht ſolchen Perſonen nach anderweiter geſetzlicher Vorſchrift ein höherer 

Betrag zu, ſo erhalten ſie dieſen. 

Nach dem Wegfall des Dienſteinkommens ſind dem Verletzten außerdem 

die noch erwachſenden Koſten des Heilverfahrens zu erſetzen. 


$. 2. 

Die Hinterbliebenen ſolcher im $. 1 bezeichneten Perſonen, welche in Folge 

eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls geſtorben ſind, erhalten: 

1) als Sterbegeld, ſofern ihnen nicht nach anderweiter Beſtimmung An— 
ſpruch auf Gnadenquartal oder Gnadenmonat zuſteht, den Betrag des 
einmonatigen Dienſteinkommens beziehungsweiſe der einmonatigen Pen— 
fion des Verſtorbenen, jedoch mindeſtens 30 Mark; 


2) eine Rente. Dieſelbe beträgt: 


a) für die Wittwe bis zu deren Tode oder Wiederverheirathung 
zwanzig Prozent des jährlichen Dienſteinkommens des Verſtorbenen, 
jedoch nicht unter 160 Mark und nicht mehr als 1600 Mark, 


1 
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b) für jedes Kind bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres 
oder bis zur etwaigen früheren Verheirathung, ſofern die Mutter 
lebt, fünfundſiebenzig Prozent der Wittwenrente und ſofern die 
Mutter nicht lebt, die volle Wittwenrente; 


e) für Aſzendenten des Verſtorbenen, wenn dieſer ihr einziger Ernährer 
war, für die Zeit bis zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall der 
Bedürftigkeit zwanzig Prozent des Dienſteinkommens des Ver— 
ſtorbenen, jedoch nicht unter 160 Mark und nicht mehr als 
1600 Mark; find mehrere derartig Berechtigte vorhanden, ſo 
wird die Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt. 


Die Renten dürfen zuſammen ſechszig Prozent des Dienſteinkommens nicht 
überſteigen. Ergiebt ſich ein höherer Betrag, jo haben die Aizendenten nur in⸗ 
ſoweit einen Anſpruch, als durch die Renten der Wittwe und der Kinder der 
Höchſtbetrag der Rente nicht erreicht wird. Soweit die Renten der Wittwe und 
Kinder den zuläſſigen Höchſtbetrag überſchreiten, werden die einzelnen Renten in 
gleichem Verhältniſſe gekürzt. 

Steht nach anderweiter geſetzlicher Vorſchrift den Hinterbliebenen ein höherer 
Betrag zu, ſo erhalten ſie dieſen. 

Der Anſpruch der Wittwe iſt ausgeſchloſſen, wenn die Ehe erſt nach dem 
Unfall geſchloſſen worden iſt. 


$. 3. 

Erreicht das Dienſteinkommen nicht den von der höheren Verwaltungs— 
behörde nach Anhörung der Gemeindebehörde für Erwachſene feſtgeſetzten orts— 
üblichen Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter ($. 8 des Geſetzes, betreffend die 
Krankenverſicherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883, Reichs-Geſetzbl. S. 73), 
ſo iſt der letztere der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Bleibt bei den nicht mit Penſionsberechtigung angeſtellten Beamten (F. 1) 
die nach vorſtehenden Beſtimmungen der Berechnung zu Grunde zu legende Summe 
unter dem niedrigſten Dienſteinkommen derjenigen Stellen, in welchen ſolche Be⸗ 
amte nach den beſtehenden Grundſätzen zuerſt mit Penſionsberechtigung angeſtellt 
werden können, ſo iſt der letztere Betrag der Berechnung zu Grunde zu legen. 


$. 4. 

Der Bezug der Penſion beginnt mit dem Wegfall des Dienſteinkommens, 
der Bezug der Wittwen- und Waiſenrente mit dem Ablauf des Gnadengquartals 
oder Gnadenmonats, oder, ſoweit ſolche nicht gewährt werden, mit dem auf den 
Todestag des Verunglückten folgenden Tage. 

Gehört der Verletzte auf Grund geſetzlicher oder ſtatutariſcher Verpflichtung 
einer Krankenkaſſe oder der Gemeindekrankenverſicherung an, ſo wird bis zum 
Ablauf der dreizehnten Woche nach dem Eintritt des Unfalls die Penſion und 
der Erſatz der Koſten des Heilverfahrens um den Betrag der von der Kranken⸗ 
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kaſſe oder der Gemeindekrankenverſicherung geleiſteten Krankenunterſtützung gekürzt. 
Der Anſpruch auf das Sterbegeld (F. 2 Abſatz 1 Ziffer 1), und vom Beginn der 
vierzehnten Woche ab auch der Anſpruch auf die Penſion und auf den Erſatz der 
Koſten des Heilverfahrens (§. 1) geht bis zum Betrage des von der Kranken— 
kaſſe gezahlten Sterbegeldes beziehungsweiſe bis zum Betrage der von dieſer ge— 
währten weiteren Krankenunterſtützung auf die Krankenkaſſe über. Als Werth der 
freien ärztlichen Behandlung, der Arznei und der Heilmittel ($. 6 Abſatz 1 
Ziffer ! des Krankenverſicherungsgeſetzes) gilt die Hälfte des geſetzlichen Mindeſt— 
betrages des Krankengeldes. 
$. 5. 


Ein Anſpruch auf die in den $$. 1 und 2 bezeichneten Bezüge beſteht nicht, 


wenn der Verletzte den Unfall (F. 1) vorſätzlich oder durch ein Verſchulden herbei— 
geführt hat, wegen deſſen auf Dienftentlafjung oder auf Verluſt des Titels und 
Penſionsanſpruchs gegen ihn erkannt oder wegen deſſen ihm die Fähigkeit zur Be- 
ſchäftigung in einem öffentlichen Dienſtzweige aberkannt worden iſt. 


$. 6. 

Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes ſind, ſoweit deren Feſtſtellung nicht 
von Amtswegen erfolgt, bei Vermeidung des Ausſchluſſes vor Ablauf von zwei 
Jahren nach dem Eintritt des Unfalls bei der dem Verletzten unmittelbar vor- 
geſetzten Dienſtbehörde anzumelden. 

Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der Anmeldung nur dann Folge zu geben, 
wenn zugleich glaubhaft beſcheinigt wird, daß die Folgen des Unfalls erſt ſpäter 
bemerkbar geworden ſind, oder daß der Berechtigte von der Verfolgung ſeines An— 
ſpruchs durch außerhalb ſeines Willens liegende Verhältniſſe abgehalten worden iſt. 

Jeder Unfall, welcher von Amtswegen oder durch Anmeldung der Ber 
theiligten einer vorgeſetzten Dienſtbehörde bekannt wird, iſt ſofort zu unterſuchen. 
Den Betheiligten iſt Gelegenheit zu geben, ſelbſt oder durch Vertreter ihre Inter— 
eſſen bei der Unterſuchung zu wahren. 


$. 7. 

Soweit vorſtehend nichts Anderes beſtimmt iſt, finden auf die nach $. 1, 
und hinſichtlich der Berechnung des Dienſteinkommens auch auf die nach $. 2 zu 
gewährenden Bezüge die für die Betheiligten geltenden Beſtimmungen über Pen— 
ſion, auf die nach $. 2 zu gewährenden Renten im Uebrigen die Vorſchriften über 
die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten An— 


menen 

ie nach §. 1 beziehungsweiſe 2 dieſes Geſetzes zu gewährenden Penſionen 
beziehungsweiſe Renten treten an die Stelle derjenigen Penſion beziehungsweiſe 
derjenigen Wittwen- und Waiſengelder, welche den Betheiligten auf Grund ander- 
weiter geſetzlicher Vorſchrift zuſtehen, ſoweit nicht die letzteren Beträge die nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes zu gewährenden Bezüge überſteigen (§. 1 Abſatz 1 und 
5. 2 Abſatz 3). 


re 


$. 8. 

Die in den $$. 1 und 2 bezeichneten Perſonen können einen Anſpruch auf 
Erſatz des durch den Unfall (F. 1) erlittenen Schadens gegen den Staat über- 
haupt nicht und gegen die Betriebsleiter, Bevollmächtigten oder Repräſentanten, 
Betriebs- oder Arbeiteraufſeher derjenigen Betriebsverwaltung, in deren Dienſt ſie 
den Unfall erlitten haben, nur dann geltend machen, wenn durch ſtrafgerichtliches 
Urtheil feſtgeſtellt worden iſt, daß dieſe den Unfall vorſätzlich herbeigeführt haben. 

Der hiernach zuläſſige Anſpruch geht in Höhe der den Entſchädigungs— 
berechtigten auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes oder anderweiter geſetzlicher 
Vorſchrift ($$. 1 und 2) vom Staat zu zahlenden Beträge auf letzteren über. 


$. 9. 

Die in dem F. 8 bezeichneten Anſprüche können, auch ohne daß die daſelbſt 
vorgeſehene Feſtſtellung durch ſtrafgerichtliches Urtheil ſtattgefunden hat, geltend 
gemacht werden, falls dieſe Feſtſtellung wegen des Todes oder der Abweſenheit 
des Betreffenden oder aus einem anderen in der Perſon deſſelben liegenden Grunde 
nicht erfolgen kann. 

$. 10. 


Die Haftung anderer in dem F. 8 nicht bezeichneten Perſonen, welche den 
Unfall vorſätzlich herbeigeführt oder durch Verſchulden verurſacht haben, beſtimmt 
ſich nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. Der hiernach zuläſſige Anſpruch 
geht in Höhe der den Entſchädigungsberechtigten auf Grund des gegenwärtigen 
Geſetzes oder anderweiter geſetzlicher Vorſchrift vom Staat zu zahlenden Beträge 
auf letzteren über. 

§. 11. 


Kommunalbeamten und ihren Hinterbliebenen, für welche durch ſtatutariſche 
Feſtſetzung gegen die Folgen eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalls eine den 
Vorſchriften der $$. 1 bis 5 mindeſtens gleichkommende Fürſorge getroffen iſt, 
ſtehen gegen den Kommunalverband, "in deſſen Dienſt der Unfall erlitten iſt, 
weitergehende Anſprüche nicht zu. 

e $. 12. 

Gegen das Reich ſtehen den in den §§. 1, 2 und 1! bezeichneten Per- 
ſonen aus Preußiſchen Landesgeſetzen weitergehende Anſprüche als auf die ge— 
dachten Bezüge nicht zu. 

Derſelben Beſchränkung unterliegen die Anſprüche dieſer Perſonen gegen 
andere Bundesſtaaten und gegen Kommunalverbände, ſofern für deren Beamte 
durch die Landesgeſetzgebung beziehungsweiſe durch ſtatutariſche Feſtſetzung gegen 
die Folgen eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalls eine den Vorſchriften der 
$$. 1 bis 5 mindeſtens gleichkommende Fürſorge getroffen iſt und durch die Ge— 
jeßgebung des bezüglichen Bundesſtaats weitergehende Anſprüche der Beamten 
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und ihrer Hinterbliebenen aus den Landesgeſetzen gegenüber dem Reich, ſowie 
den Bundesſtaaten und Kommunalverbänden ausgeſchloſſen find. 


$. 13. 


Die in den $$. 1 und 2 des Reichsgeſetzes, betreffend die Fürſorge für 
Beamte und Perſonen des Soldatenſtandes in Folge von Betriebsunfällen, vom 
15. März 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 53) aufgeführten Perſonen, desgleichen die 
Beamten anderer Bundesſtaaten und der Deutſchen Kommunalverbände, ſowie 
deren Hinterbliebene, für welche durch die Landesgeſetzgebung beziehungsweiſe durch 
ſtatutariſche Feſtſetzung gegen die Folgen eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalls 
eine den Vorſchriften der $$. I bis 5 mindeſtens gleichkommende Fürſorge ge— 
troffen iſt, haben wegen eines Unfalls ($. 1) aus Preußiſchen Landesgeſetzen einen 
Anſpruch auf Erſatz des durch den Unfall erlittenen Schadens nur in Höhe der 
ihnen danach zukommenden Bezüge ſowohl gegen das Reich und den Preußiſchen 
Staat, wie gegen diejenigen Preußiſchen Kommunalverbände, welche für ihre 
Beamten die Unfallfürſorge in dem vorgedachten Umfange getroffen haben. Der- 
ſelben Beſchränkung unterliegen die Anſprüche dieſer Perſonen gegen andere Bun— 
desſtaaten außer Preußen und die nicht Preußiſchen Kommunalverbände unter 
der Vorausſetzung, daß nach den Landesgeſetzen des betreffenden Bundesſtaats 
den durch entſprechende Unfallfürſorge ſichergeſtellten Reichs-, Staats- und Kom— 
munalbeamten, ſowie deren Hinterbliebenen weitergehende Anſprüche gegen das 
Reich, die Bundesſtaaten und Kommunalverbände nicht zuſtehen. 


$. 14. 

Im Uebrigen finden auf die Anfprüche der in den $$. 11 bis 13 be 
zeichneten Perſonen die Beſtimmungen der $$. 8 bis 10 entſprechende Anwendung. 
$. 15. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 18. Juni 1887. 
(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


— 


A 


(Nr. 9219.) Geſetz, betreffend die Kantongefängniſſe in der Rheinprovinz. Vom 30. Juni 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen für den Bezirk des vormaligen Appellationsgerichtshofes zu Cöln, unter 
Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


1. 
Die Gemeinden find nicht ferner verpflichtet, Kantongefängniſſe zu bauen 
und zu unterhalten und für die Verpflegung und Beaufſichtigung der darin unter— 
zubringenden gerichtlichen Strafgefangenen zu forgen. 


$. 2. 

Das Eigenthum an den ausſchließlich als Kantongefängniſſe dienenden Ge— 
bäuden nebſt den dazu gehörenden Hofräumen und Utenſilien geht vorbehaltlich der 
Beſtimmungen des F. 4 auf den Staat über. 

Der Staat iſt verpflichtet, auf Verlangen der Gemeinden die lebenslänglich 
angeſtellten Beamten ſolcher Kantongefängniſſe mit ihrem Einkommen und ihren 
etwaigen Penſionsanſprüchen in den Staatsdienſt zu übernehmen. 


$. 3. 

Soweit die im F. 2 gedachten Kantongefängniſſe bisher zugleich zur Auf— 
nahme der Polizeigefangenen der Gemeinde gedient haben, iſt der Staat ver— 
pflichtet, dieſe Gefangenen gegen Zahlung der Heizungs-, Reinigungs- und Ver— 
pflegungskoſten von Seiten der Gemeinden auch ferner in den Kantongefängniſſen 
aufzunehmen. 

Die Staatsregierung iſt jedoch berechtigt, die Entfernung der Polizei— 
gefangenen der Gemeinden aus den Kantongefängniſſen binnen einer von ihr an— 
gemeſſen zu beſtimmenden Friſt zu verlangen. Den Gemeinden iſt in dieſem Falle 
für die durch Beſchaffung eines anderweiten Polizeigefängniſſes erwachſenden Koſten 
eine von den Miniſtern des Innern, der Juſtiz und der Finanzen unter Vor— 
behalt des Rechtsweges feſtzuſtellende Pauſchalentſchädigung zu gewähren. Bei 
Normirung dieſer Entſchädigung iſt die tägliche Durchſchnittszahl der Polizei 
gefangenen während der letzten drei Jahre zu Grunde zu legen, jedoch mit der 
Maßgabe, daß die den Gemeinden zu gewährende Entſchädigung den Taxwerth 
des Kantongefängniſſes zur Zeit der Uebernahme des Gebäudes nicht überſteigen darf. 


9 84. 
Den Gemeinden verbleibt das Eigenthum derjenigen Kantongefängniſſe: 
a) welche ſich in gleichzeitig anderen Zwecken dienenden Gemeindegebäuden 
befinden; 
b) welche die Staatsregierung bis zum Tage des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes den Gemeinden belaſſen zu wollen erklärt. 
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Dem Staate ſteht, bis für das Bedürfniß anderweitig geſorgt iſt, die Mit- 
benutzung auch ſolcher Kantongefängniſſe gegen Zahlung der Heizungs-, Reinigungs— 
und Verpflegungskoſten zu. 8 

3 

Die wegen Vergehen oder Uebertretungen gerichtlich erkannten oder durch 
amtsrichterlichen Strafbefehl endgültig feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen, ſoweit ſie 
bisher gemäß der Allerhöchſten Order vom 27. Dezember 1822 dem Polizei- und 
Zuchtpolizei-Strafgelderfonds zukommen, oder den Gemeinden direkt zufloſſen, zur 
Staatskaſſe. 

Die bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig erkannten, beziehungs⸗ 
weiſe endgültig feſtgeſetzten Geldſtrafen, ſowie der alsdann vorhandene Kapital- 
beſtand des Polizei- und Zuchtpolizei-Strafgelderfonds verbleiben nach Maßgabe 
des $. 15 des Dotationsgeſetzes vom 8. Juli 1875 zur Verfügung des Pro— 
vinzialverbandes der Rheinprovinz. 


Der Staat verzichtet auf Rückforderung der den Gemeinden für Unter- 
bringung von Haftgefangenen in Kantongefängniſſen ohne rechtlichen Grund er— 
ftatteten Koſten. 

Den Gemeinden werden die bis zum Inkrafttreten des Geſetzes von ihnen 
ſeit dem 1. April 1878 verauslagten Koſten für Unterbringung von Haft— 
gefangenen, ſoweit dieſelben wegen Uebertretungen verurtheilt ſind, welche nach dem 
code penal nicht zu den contraventions de simple police gehörten, aus der 
Staatskaſſe erſtattet. 

5.35 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die den Kreisverbänden ge— 
hörigen Kantongefängniſſe ſinngemäße Anwendung. 
F. 8. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1888 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 30. Juni 1887. 


(J. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
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Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


